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Wir brauchen sichere Arbeitsplätze 
für unsere BAU-HOLZ Branchen … 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!

BAU HOLZ | 1-4/2014www.bau-holz.at

Wir brauchen sichere Arbeitsplätze in un-
seren Bau-, Holz- und Steinbranchen. Dazu
ist aber eine gute Auftragslage notwendig. 

Die neue Bundesregierung wird zusätzlich
in den Wohnbau investieren und plant die
Wiedereinführung der Zweckbindung aller
Wohnbaufördermittel. Mehr Geld ist auch
für den Hochwasserschutz reserviert und
für den Ausbau von Schulen und Kinderbe-
treuungseinrichtungen. Die österrei-
chischen Tunnelbauprojekte bleiben auf
Schiene, zusätzliches Geld erhalten wir
dafür von der EU, die sechs Milliarden Euro
für österreichische Projekte reserviert hat. 

Diese Maßnahmen werden Tausende Ar-
beitsplätze in unseren Branchen sichern.

Ich selbst war in einigen Untergruppen bei
den Regierungsverhandlungen dabei und
habe diese Maßnahmen vehement gefor-
dert. Das Programm trägt also auch die
Handschrift von uns Bau- und  Holzarbeitern!

Die Regierung hat auf unser Drängen auch
festgelegt, dass endlich das  Bestbieter-
statt dem Billigstbieterprinzip im Vergabe-
recht gelten soll. Ein weiteres Ziel lautet: Für
gleiche Arbeit der gleiche Lohn. So werden
in Zukunft in Österreich, im Interesse eines
fairen Wettbewerbs, für alle Arbeitnehmer
alle Zulagen auf Baustellen und in Betrie-
ben zu bezahlen sein, egal ob Stammarbei-
ter, Fremdarbeiter oder entsandte Arbeiter.
Das ist der Weg, wie man wirklich gegen So-
zialbetrug und Lohndumping vorgehen
muss: Alle Kräfte an einen Tisch holen,
Maßnahmen erarbeiten und umsetzen und
eine schlagkräftige Kontrolle sichern. 

Das sollten sich vor allem all jene Populis-
ten merken, die gerade angesichts der Ar-
beitsmarktöffnung für neue EU-Länder
wilde Panikmache betreiben, grundlose
Ängste schüren und bewusst mit falschen
Zahlen agieren. Es geht ihnen dabei aus-
schließlich um eigene Interessen, parteipo-

litisch zu punkten – und nicht um Öster-
reich (siehe dazu Seiten 6 und 7)!

2014 wählen wir bei den AK-Wahlen unser
Arbeiterparlament und  bestimmen bei der
EU-Wahl am 25. Mai mit, wie die EU sich
entwickeln soll: Wer  eine soziale EU will,
der darf nicht Populisten oder reine Wirt-
schaftsvertreter  wählen. Es gibt EU-Parla-
mentarierInnen, die alle Kraft daran setzen,
die EU zu einer Sozialunion zu machen und
die Arbeitnehmer zu stärken – unterstützen
wir sie mit unserer Stimme! Es ist wichtig,
wählen zu gehen. Denn es ist nicht egal,
wer in der AK (und wer in der EU) unsere In-
teressen und unser Lebensumfeld mitge-
staltet!

Abg. z. NR Josef Muchitsch
GBH-Bundesvorsitzender
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Was ist neu 2014? Ein Überblick über die wichtigsten Daten und Fakten.

Pensionen

• Ab 2014 benötigt man, um aufgrund
der Korridorpension in Pension gehen
zu können, 38,5 Versicherungsjahre. 

• Ab 2014 werden auch die befristeten
Invaliditäts- und Berufsunfähigkeits-
pensionen für die Jahrgänge ab 1964
abgeschafft und durch ein sogenann-
tes Rehabilitations- oder Umschu-
lungsgeld ersetzt. 

• Das Antrittsalter für die Langzeitversi-
chertenregelung („Hacklerregelung“)
steigt für Männer ab dem Jahrgang
1954 auf 62 und für Frauen des Jahr-
gangs 1959 auf mindestens 57, für
1960 geborene auf mindestens 58
und für 1961 geborene auf mindes-
tens 59 Jahre.

Überbrückungsgeld für 
Bauarbeiter

• ENDLICH!
Bauarbeiter, die nicht bis zum Bezug
einer Leistung nach dem ASVG in Be-
schäftigung bleiben können, werden
für die Überbrückung bis zum Pensi-
onsantritt Überbrückungsgeld bezie-
hen können.

Pflegekarenz

• Es wurde die Möglichkeit geschaffen,
bis zu drei Monate lang in Pflegeka-
renz oder in Pflegeteilzeit zu gehen.
Der/die ArbeitgeberIn muss aber zu-
stimmen. Voraussetzung ist mindes-
tens Pflegestufe 3 (bzw. Pflegestufe 1
bei minderjährigen nahen Angehörigen
oder an Demenz erkrankten nahen An-
gehörigen). Während dieser Zeit beste-
hen ein Motivkündigungsschutz, ein

Rechtsanspruch auf das Pflegeka-
renzgeld (in der Höhe des fiktiven Ar-
beitslosengeldes; bei Pflegeteilzeit
aliquot) sowie eine sozialversiche-
rungsrechtliche Absicherung (beitrags-
freie Kranken- und Pensionsver-
sicherung).

Lehrlingsentschädigung 

• Lehrlinge in überbetrieblichen Ausbil-
dungseinrichtungen bekommen ab
2014 mehr Geld. 

Die „Lehrlingsentschädigung“ (De-
ckung des Lebensunterhaltes – DLU)
für Jugendliche bis 18 Jahre steigt auf
9,80 Euro pro Tag, darüber auf 22,65
Euro. 

Arbeitnehmerfreizügigkeit für
Staatsangehörige Bulgariens
und Rumäniens

• Ab 1. Jänner 2014 gilt für Arbeitskräfte
und für Unternehmen mit Sitz in die-

sen Staaten volle Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit und Dienstleistungsfreiheit.

Dienstverhinderung aus ande-
ren wichtigen Gründen im Kata-
strophenfall für Arbeiter

• Die für ArbeiterInnen geltende Rege-
lung zur Dienstverhinderung aus ande-

Das neue Jahr bringt immer auch neue Sozialversicherungswerte und
rechtliche Bestimmungen. Anbei ein kleiner Überblick über die wich-
tigsten Fakten, welche auch die BAU-HOLZ Branchen betreffen.

Gewerkschaft Bau-Holz
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Was ist neu 2014? Ein Überblick über die wichtigsten Daten und Fakten.

ren wichtigen Verhinderungsgründen
ist ab 1. Jänner 2014 im Katastro-
phenfall nicht mehr durch Kollektivver-
trag abänderbar.

Arbeitskräfteüberlassung – 
Gleichstellung bei der 
Betriebspension

• Überlassene ArbeitnehmerInnen wer-
den ab 1. Jänner 2014 bei der betrieb-
lichen Altersvorsorge mit den
Stammarbeitskräften des Beschäfti-
gerbetriebes gleichgestellt. Mit dem
Beginn des fünften „Überlassungsjah-
res” haben sie für die weitere Dauer
der Überlassung Anspruch auf eine
Beitragsleistung/Prämienleistung in
die Pensionskasse/die betriebliche
Kollektivversicherung, so eine vorhan-
den ist.

Neue Werte 2014
Höchstbeitragsgrundlage:
täglich: 151 Euro
monatlich: 4.530 Euro
jährlich für Sonderzahlungen: 9.060 Euro

Geringfügigkeitsgrenze:
täglich: 30,35 Euro
monatlich: 395,31 Euro

Ausgleichszulagenrichtsatz:
für Alleinstehende: monatlich 857,73 Euro
wenn der Ehegatte/die Ehegattin im selben Haushalt lebt: monatlich 
1.286,03 Euro

Zuverdienstgrenze für Frühpensionisten:
395,31 Euro brutto/Monat

Rezeptgebühr: 
5,40 Euro

Selbstkostenbeitrag für Heilbehelfe:
Mindestens 30,20 Euro, für Sehbehelfe 90,60 Euro

Weitere Neuerungen 2014 
www.help.gv.at
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Arbeitsmarktöffnung: Lösungen statt reiner Angstmache …
Der österreichische Arbeitsmarkt ist nun auch für RumänInnen und BulgarInnen geöffnet

Der österreichische Arbeitsmarkt ist nun auch für RumänInnen und BulgarInnen geöffnet. Die Auswirkungen
sind weit geringer, als Angstmacher uns einreden wollen.

Rund 5.500 Menschen werden in den ers-
ten beiden Jahren zuwandern, das weist
eine fundierte Studie nach. PopulistInnen
und AngstmacherInnen, allen voran aus
der FPÖ, sehen hingegen nach 2011
schon das zweite Mal eine Art Weltunter-
gang über uns hereinbrechen. Wie 2011,
wird dies auch 2014 nicht der Fall sein.

200.000 Polen werden unser Land über-
schwemmen, zeichnete H.C. Strache im
Parlament ein düsteres Bild der Arbeits-
marktöffnung 2011.Die Realität sah zum
Glück anders aus: Zwischen 20.000 und
25.000 Personen wanderten – wie in se-
riösen Prognosen vorausgesagt – zu.

Zum Jahreswechsel 2014 legte sich die
FPÖ nicht mehr auf konkrete Zahlen fest,
monierte aber wieder: Es kämen Tau-
sende, die Arbeitslosigkeit würde explodie-
ren, die Menschen würden sich in unser
Sozialsystem einschleichen. 

GBH-Bundesvorsitzender Abg.z.NR Josef
Muchitsch: „Die FPÖ treibt hier bewusst
ein falsches Spiel. Sie spielt mit der Angst
der Menschen um ihren Arbeitsplatz, um
ihre soziale Sicherheit. Nicht zuletzt wir Ge-
werkschafterInnen haben es geschafft,
die Übergangsfristen für die Arbeitsmarkt-
öffnungen bis zum letztmöglichen Termin
auszuweiten – nicht aus Ausländerfeind-
lichkeit, sondern weil wir unseren Arbeits-
markt auf neue Herausforderungen
vorbereiten wollten. Wir haben Maßnah-
men gesetzt, um Sozialbetrug zu bekämp-
fen. Niemand kann sich ohne Job in unser
Sozialsystem einschleichen. Die Arbeits-
marktöffnung hat zur Folge, dass viele bis-
lang illegale Arbeitsverhältnisse von
Menschen, die schon seit 2007 zugewan-
dert sind, jetzt legalisiert werden – das
nimmt auch viel Lohndruck. Wenn es Pro-
bleme gibt: Reden wir darüber und suchen
wir gemeinsam Lösungen – das ist der
richtige Weg! Wer nur polemisiert und mit

falschen Zahlen Angstmacherei betreibt,
ist nicht an eine besseren Lebenssituation
für die ÖsterreicherInnen interessiert, son-
dern nur an eigener Macht und Wahler-
gebnissen – jetzt gerade in Hinblick auf
die AK- und die EU-Wahl!“

In der Sozialbetrugsbekämpfung müssen
die Maßnahmen laufend den Erfordernis-
sen angepasst werden.

Im Regierungsprogramm ist einerseits eine
Evaluierung und weitere Verschärfung des
Lohn- und Sozialdumpingbekämpfungsge-
setzes verankert, andererseits soll im Ver-
gaberecht endlich das Best- statt dem
Billigstbieterprinzip umgesetzt werden. 

Muchitsch: „Jetzt geht es um den politi-
schen Willen aller Parteien, das auch
rasch umzusetzen. Wir werden sehen, ob
die Opposition diese vernünftigen Maß-
nahmen mitträgt.“

t Die FPÖ treibt hier bewusst ein falsches
Spiel. Sie spielt mit der Angst der Menschen
um ihren Arbeitsplatz, um ihre soziale Sicher-
heit. Nicht zuletzt wir GewerkschafterInnen
haben es geschafft, die Übergangsfristen für
die Arbeitsmarktöffnungen bis zum letztmög-
lichen Termin auszuweiten.
Abg. z. NR Josef Muchitsch, GBH-Bundesvorsitzender

Mit der Kamapgne „BAU auf A!” zeigt deine Gewerkschaft
bereits seit 2010 Lösungen im Zusammenhang mit der
Dienstnehmerfreizügigkeit in Österreich auf!
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GBH: Maßnahmen gegen Lohn- und Sozialdumping müssen laufend angepasst werden

Arbeitsmarktöffnung: Lösungen statt reiner Angstmache …

Kann man nach Österreich einfach
so ins Sozialsystem zuwandern?
Nein, auch EU- bzw. EWR-AusländerInnen brau-
chen eine Bestätigung über ihren rechtmäßigen
Aufenthalt, die so genannte Anmeldebescheini-
gung! 
Sie müssen nachweisen, dass sie entweder einen Job in Österreich haben, oder
dass sie über Krankenversicherungsschutz und ausreichende Existenzmittel
verfügen und keine Sozialhilfeleistungen in Anspruch nehmen  müssen. Erst
dann bekommen sie die Anmeldebescheinigung. In den ersten 10 Monaten des
Jahres 2013 wurden 96 EU-/EWR-BürgerInnen ausgewiesen, weil sie die Krite-
rien nicht erfüllen konnten. Quelle: BMASK

INFOBOX

Lohn- und Sozialdumping-
Bekämpfungsgesetz

Kontrollen und Strafen* 

• Die BUAK führte bei 10.568 Bau-
stellen mit 16.644 Firmen (14.256
ausländische Firmen) und mit
62.786 AN Lohnkontrollen durch.

• Die Finanzpolizei hat 81.134 Be-
triebe (davon 1.909 Entsendungs-
und Überlassungsbetriebe) und
dabei 173.343 AN (davon sind
89.535 aus dem Ausland) kontrol-
liert. Die Kontrollen bezogen sich
nicht nur auf Unterentlohnung, son-
dern auch auf andere Zuständig-
keitsbereiche der Finanzpolizei (z. B.
Steueraufsicht, Bekämpfung Steuer-
betrug, illegale Beschäftigung).

• Verdacht auf Unterentlohnung
ergab sich bei 1.197 Firmen, davon
betroffen 5.066 AN – davon sind
562 ausländische Firmen und
3.167 ausländische Arbeitnehmer.

• 574 Anzeigen wegen Unterentloh-
nung sind erfolgt – davon 333 Aus-
landsfälle. Die Summe beträgt
13.710.823 Euro. Verhängt wurden
Strafen von 4.534.850 Euro, wobei
144 Bescheide (Strafsumme von
2.309.050 Euro) rechtskräftig sind.
131 Bescheide mit einer Straf-
summe von 2.225.800 Euro sind
noch nicht rechtskräftig.

• 212 Strafen wegen Nichtbereithal-
tung von Lohnunterlagen bzw. 17
Strafen wegen Verweigerung der
Einsichtnahme in Lohnunterlagen
wurden rechtskräftig ausgespro-
chen (Strafhöhe 233.970 Euro).

• 6 Strafenwegen Vereitelung der Fin-
Pol-Kontrolle wurden rechtskräftig
ausgesprochen (Höhe 7.350 Euro).

• 13 rechtskräftige Untersagungen
der Dienstleistung in Österreich
wurden verhängt.

*Zahlen: Stand Ende 10/2013, Quelle: BMASK

• Eine Studie des Wiener Instituts für
Internationale Wirtschaftsvergleiche
(WIIW) - in Kooperation mit dem Insti-
tut für Höhere Studien (IHS) – im Auf-
trag des Arbeits- und des Wirtschafts-
ministeriums kommt zu dem Ergeb-
nis, dass die Auswirkungen der Ar-
beitsmarktöffnung marginal sein
werden. Ein erheblicher Teil der Mi-
gration aus Bulgarien und Rumänien
nach Österreich hat bereits in den
Jahren 2007 bis 2013 stattgefunden.
Das Auslaufen der Übergangsfristen
wird einen zusätzlichen Zustrom von
jährlich rund 5.500 Personen – davon
drei Viertel aus Rumänien und ein
Viertel aus Bulgarien - in den ersten
beiden Jahren bedingen. 

• Geringe Folgewirkungen auf die Ge-
samtwirtschaft: Die Beschäftigung
wird um 0,18 % bzw. 0,28 % steigen
und die Arbeitslosenquote wird sich
um rund 0,03 % in beiden Jahren er-
höhen. 

• Insgesamt waren 2013 im Jahres-
durchschnitt 28.721 BulgarInnen und
RumänInnen (plus 2.390 bzw. 9,1 %
im Vorjahrsvergleich) in Österreich be-
schäftigt, arbeitslos waren 2013 im
Jahresdurchschnitt 3.853 (Arbeitslo-
senquote  11,8 %)

• Aus den EU-10 (also den Beitrittslän-
dern 2004) waren im Jahresdurch-
schnitt 2013 insgesamt 136.410
(+ 20.106, + 17,3 % im Vergleich zum
Vorjahr) beschäftigt, 10.197 Personen
aus diesen Ländern waren im Jahres-
durchschnitt 2013 arbeitslos gemel-
det, was einer Arbeitslosenquote von
8,4 % entspricht.

• Den insgesamt größten Anstieg an
ausländischem Arbeitskräftepoten-
tial und ausländischen Beschäftigten
hatten wir 1990 und 1991 (mit je
rund + 50.000 Beschäftigten).

Quelle: BMASK

Mit wievielen ZuwanderInnen ist zu rechnen?
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Neue Bundesregierung: Mehr Geld für Jobs und Familien! 
Arbeitsübereinkommen 2013 bis 2018 der neuen Bundesregierung

Highlights: Bundesregierung NEU

• Hochwasserschutzmaßnahmen 
(460 Mio. Euro)

• Ausbau schulische Tagesbetreuung
(400 Mio. Euro)

• Ausbau Kinderbetreuungseinrichtungen
(350 Mio. Euro)

• Forschungsförderung (300 Mio. Euro)
• Wohnbau (zusätzlich 276 Mio. Euro)
• Fördermöglichkeiten für senioren-

gerechte und thermische Sanierun-
gen

• Senkung der Baukosten im Bereich
der Normen und Richtlinien

• Keine Mietvertragsgebühren bei
unter 35-jährigen

• 48.000 neue Wohneinheiten pro Jahr
Förderung mit Schwerpunkt auf Bal-
lungsräume

• Wiedereinführung der Zweckbindung
der Wohnbauförderung und deren
Rückflüsse im Rahmen des Finanz-
ausgleichs. Dazu müssen jedoch die
Länder auch zu ihren Versprechungen
vor der Nationalratswahl zu leistba-
rem Wohnen stehen.  

• Maßnahmen für Infrastruktur
Straße, Schiene, Siedlungswasserbau

• Handwerkerbonus
Dienstleistungen bis zu einem Betrag
von 6.000 Euro können steuerlich abge-
setzt werden.

• An den Tunnelprojekten Semmering,
Koralm und Brenner wird festgehalten.
Dadurch werden auch zusätzliche 
Arbeitsplätze in den Regionen geschaf-
fen.

• Bundesvergabegesetz: Best- vor Billigst-
bieterprinzip

• Verstärkte Maßnahmen gegen Lohn-
und Sozialdumping

• Maßnahmen gegen Scheinanmeldun-
gen

• Pensionen
• Das tatsächliche Pensionsantrittsal-

ter bei den ASVG-Versicherten (Arbei-
ter, Angestellte), Bauern und Selbst-
ständigen soll bis 2018 von 58,4 auf
60,1 Jahre angehoben werden.

• Bonus-Malus-System für Firmen ab
25 Mitarbeitern schafft Anreize, ältere
Mitarbeiter einzustellen bzw. in Be-
schäftigung zu halten

• Teilpension ab 62 für ältere Arbeit-
nehmerInnen, die bei reduzierter Ar-
beitszeit länger arbeiten wollen, soll
eingeführt werden.

• Pensionsbonus bei längerem Arbeiten
(Männer 65, Frauen 60)

• Kostenübernahme für Zahnspangen
und Mundhygiene für Kinder und Ju-
gendliche bis 18 Jahre

• In Spitälern entfällt der Kostenbeitrag
/Selbstbehalt für Kinder

• Erhöhung der Familienbeihilfe
• Gesetzlicher Anspruch bzw. Recht auf

eine Ausbildung bis 18 Jahre
• Zweites kostenfreies Kindergartenjahr

für 4- bis 5-Jährige
• Senkung Eingangssteuersatz von 36,5

auf 25 Prozent
• Pflegegeld und 24h-Pflege 

(310 Mio. Euro)
• Pflegefonds-Verlängerung 2017 und

2018 (700 Mio. Euro)

Stabilität signalisiert das Arbeitsprogramm 2013 bis 2018 der Bundesregierung. In vielen Vorhaben ist auch
die Handschrift der Gewerkschaft Bau-Holz bzw. der Nachhaltigkeitsinitiative UMWELT + BAUEN erkennbar.
Es wird mehr Geld für Jobs und Familien geben. Ein „großer Wurf“ kann das Programm aber nur werden,
wenn die Bundesländer ihren Beitrag dazu leisten. 

Ausgewogene Budget-
konsolidierung
• 50 Prozent kommen vom Schließen

von Steuerschlupflöchern, der Steu-
erbetrugsbekämpfung und der An-
passung bei vermögens- und
verhaltensbezogenen Steuern

• 32 Prozent der Einsparungen kom-
men direkt aus der Verwaltung und
den Förderungen

• 13 Prozent kommen aus dem Be-
reich der Pensionen und Luxuspen-
sionen

• Keine Massenbelastungen (z. B.
durch Mehrwertsteuererhöhung)
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Neue Bundesregierung: Mehr Geld für Jobs und Familien! 
Viele Forderungen der Gewerkschaft Bau-Holz haben Eingang ins Arbeitsübereinkommen gefunden

Kampf gegen Arbeitslosigkeit –
aktive Arbeitsmarktpolitik
• Bonus/Malus-System für Unternehmen

schafft Anreize, ältere Mitarbeiter einzu-
stellen bzw. in Beschäftigung zu halten

• Ausbildungsverpflichtung bzw. Recht
auf Ausbildung für Jugendliche unter 18

• Zugang zu erhöhtem Urlaubsanspruch
wird für alle erleichtert

• Einschränkung von unfairen Vertrags-
klauseln (z. B.: Konkurrenzklauseln)

Steuerreform auf Schiene
• bis Ende 2014 Reformpfad, bis Ende

2015 Umsetzung
• Senkung des Eingangssteuersatzes von

36,5 auf 25 Prozent
• Abflachung der steuerlichen Progression

Mehr Gerechtigkeit
• 430 Mio. Euro durch Schließen von

Steuerschlupflöchern
• Kampf gegen Steuerbetrugwird forciert
• Verlängerung der Solidarabgabe für

Topverdiener
• Nichtabzugsfähigkeit von Managerge-

hältern über 500.000 Euro

Investitionen in die Bildung
• Zweites kostenfreies Kindergartenjahr

für 4- bis 5-Jährige
• Ausbau der Kinderbetreuung durch

Bundesmittel in den nächsten 4 Jahren
mit 350 Millionen Euro

• Ausbau schulische Tagesbetreuung
400 Mio. Euro

• Flächendeckend verpflichtendes Ganz-
tagesangebot an Schulen

Bessere Vereinbarkeit Beruf & Familie
• Erhöhung der Familienbeihilfe

• Karenzmanagement-Initiativen, Ausbau
der betrieblichen Kinderbetreuung,
Maßnahmen zur Förderung der Väterbe-
teiligung

Wohnbauoffensive
• 276 Mio. Euro für 48.000 neue 

Wohnungen
(vorrangig Ballungsräume)

• Mietrechtsreform
• Zweckwidmung der Wohnbauförde-

rungsmittel und deren Rückflüsse im
Rahmen des Finanzausgleichs

t Zur Realisierung und für einen „großen Wurf” ist auch ein echter 
Reformwille der Länder gefragt! Abg. z. NR Josef Muchitsch, GBH-Bundesvorsitzender

t Jetzt geht’s darum, darauf zu achten, dass
die Maßnahmen aus dem Arbeitsüberein-
kommen auch umgesetzt werden.
Andreas Huss, MBA, Leitender Sekretär der Gewerkschaft Bau-Holz

Da haben sich die Gewerkschaften durchgesetzt!

Detail-Information zum
Arbeitsübereinkommen 2013 bis 2018

bzw. unsere Forderungen, welche
ins Übereinkommen übernommen wur-

den,  findest du unter …
www.bau-holz.at
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Bauarbeiter retten Formel 1!

Die Bauarbeiten laufen auf Grund eines
vorgezogenen Renntermins am 22. Juni
2014 bereits so auf Hochtouren, dass das
Arbeitsinspektorat die Notbremse ziehen
musste: die gesetzlichen Ruhezeiten für
die Arbeiter konnten nicht mehr eingehal-
ten werden. Was hohe Strafen nach sich
ziehen oder gar die Baueinstellung bedeu-
ten hätte können. Eine internationale Bla-
mage, Millionenschaden für Region, Land
und Republik.

Die Bau-Sozialpartner wurden kontaktiert
und fanden nach intensiven Verhandlun-
gen eine Lösung. Ausschließlich für die Ar-
beiten am Red Bull-Ring wurde ein so
genannter Arbeitszeit-Dekadenvertrag un-
terschrieben. Es werden zusätzliche Ar-
beitskräfte eingesetzt, Ruhezeiten geregelt
verteilt, die durchschnittliche Arbeitszeit
darf im Schnitt maximal 48 Stunden pro
Woche betragen.

Österreichische Motorsportfans können aufatmen: Die Formel 1 kehrt zurück nach Spielberg, ins steirische
Oberland – der Motorhit ist jetzt schon ausverkauft. Dass dies nur durch einen Kraftakt der GBH und der
Bauarbeiter möglich war, wissen jedoch die wenigsten.

Österreichische Motorsportfans können Dank unserer Bauarbeiter jubeln 

Der Grand Prix ist ein wichtiger Impuls mit einer Wert-
schöpfung von bis zu 100 Millionen Euro. Trotzdem
darf dafür die Gesundheit von Arbeitern nicht in Ge-
fahr sein. Immerhin passieren zwei Drittel der Ar-
beitsunfälle nach der 8. Stunde Normalarbeitszeit.
Bei Arbeiten auf ̀ Teufel komm raus!´ sind wir als Ge-
werkschaft nicht dabei! Aber wir sind Garant dafür,
dass es gangbare Lösungen gibt, die den Arbeitern
nicht schaden und gleichzeitig Großprojekte nicht ge-
fährden. Abg. z. NR Josef Muchitsch, GBH-Bundesvorsitzender 

Derzeit arbeiten 120 Ar-
beiter auf der Baustelle –
bis zur Fertigstellung wer-
den dies knapp 500 sein.
Nicht eingerechnet sind
dabei die Arbeiter von den
Zuliefererfirmen mit zwi-
schen 150 bis 300 in der
Endphase. Investitionsvo-
lumen: 45 Millionen Euro. 

INFOBOX
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Es ist wirklich etwas Neues: Die Bau-Sozi-
alpartner schlossen sich 2008 zusam-
men, um gemeinsam mehr für die
Bauwirtschaft samt vor- und nachgelager-
ten Bereichen und für deren Arbeitnehme-
rInnen zu erreichen. 

Mittlerweile finden sich in der Plattform
UMWELT + BAUEN 16 Institutionen und
ein hochkarätiger wissenschaftlicher Bei-
rat, zahlreiche der vorgeschlagenen Maß-
nahmen wurden umgesetzt oder sind Teil
des aktuellen Regierungsprogrammes. 

Damit wurden und werden Tausende Ar-
beitsplätze in den Bau-, Holz- und Stein-
branchen, aber auch in zahlreichen
anderen Bereichen geschaffen und gesi-
chert.

Am 11. Februar wurde dieses Erfolgspro-
jekt als Best-Practice-Beispiel der EU in
Brüssel präsentiert. 

GBH-Bundesvorsitzender Josef Muchitsch,
Sprecher der Initiative UMWELT + BAUEN:
„Wir sind sehr stolz und betrachten diese
Einladung nach Brüssel als Anerkennung
unserer erfolgreichen Arbeit. Wir tragen
dazu bei, dass Österreich die Krise besser
meistert als mancher andere. Wenn an-
dere in Europa das auch wollen, geben wir
unsere Erfahrungen natürlich gerne wei-
ter!“

UMWELT + BAUEN – seit 2010 hat sich auf Initiative der Bau-Sozialpartner unter diesem Namen eine wach-
sende Gruppe maßgeblicher „Player“ und ExpertInnen zusammengefunden, die es geschafft hat, die The-
men leistbares Wohnen, Infrastrukturausbau und sinnvolle Nutzung der Umweltressourcen in den Köpfen
der politisch Verantwortlichen zu verankern. 

Am 11. Februar wurde die Initiative als Best-Practice-Beispiel funktionierender Sozialpartnerschaft in Form
von 3 Veranstaltungen in Brüssel präsentiert.

UMWELT + BAUEN: Eine Erfolgsgeschichte der GBH … 
Mittlerweile 16 überparteiliche Institutionen „ziehen an einem Strang”

Nähere Infos zur 
Nachhaltigkeitsinitiative:

www.umwelt-bauen.at

Investitionen in die Gebäudesanierung
– wie die Einführung und Verlängerung
(bis 2016) des Bundessanierungs-
schecks – oder das Bewusstsein für
leistbares Wohnen bei Verantwortlichen
zu wecken, sind nur einige Erfolge der
Initiative.

Die Parlamentsenquete „Zukunftsinves-
titionen in Umwelt, Bauen und Wohnen“
2011 war die erfolgreichste der 2. Repu-
blik

Gründung eines eigenen wissenschaftli-
chen Beirats „UMWELT + BAUEN“

Strategiepapier WOHNEN 2020
Wohnen ist eines der Grundbedürfnisse
der Menschen und von großem gesell-
schaftspolitischen Interesse, wenn es
um die Wohnkosten geht. Wohnen muss
wieder leistbar und oberste Priorität für
die Politik werden. Dass die Hälfte des
Haushaltseinkommens bei 25 Prozent
der österreichischen Haushalte allein für
Wohnen aufgebracht werden muss, ist
untragbar. Im Auftrag des Wirtschaftsmi-
nisters erarbeiteten die UMWELT +
BAUEN-ExpertInnen daher das Strategie-
papier „WOHNEN 2020“. Nur dank die-
ser Initiative ist es gelungen, dass
„leistbares Wohnen“ zum Thema Nr. 1
geworden ist.

UMWELT + BAUEN Positionspapier „Zu-
kunftsinvestitionen in Wohnen, Infra-
struktur und Umwelt“ für die
Koalitionsverhandlungen 2013 

Viele Forderungen der Nachhaltigkeits-
initiative finden sich im Arbeitsprogramm
2013 bis 2018 der Bundesregierung
wieder. 

• Wiedereinführung der Zweckbindung
der Wohnbauförderung inkl. aller
Rückflüsse

• Handwerkerbonus
• 48.000 Wohneinheiten jährlich.

Schwerpunkt: geförderte Mietwoh-
nungen in Ballungsräumen 

• Getrennte Fördermöglichkeiten für 
seniorengerechte und thermische
Sanierungen

• Senkung der Baukosten im Bereich
der Normen und Richtlinien

• Maßnahmen für Infrastruktur wie 
z. B.: Straße, Schiene, Siedlungswas-
serbau, Hochwasserschutz

• Best- vor Billigstbieterprinzip
• Maßnahmen gegen Scheinanmel-

dungen

UMWELT + BAUEN wurde als Best-
Practice-Beispiel in Brüssel präsentiert.

Downloads: www.umwelt-bauen.at  

Highlights & Erfolge!
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Bernd Affenzeller: Im aktuellen Koalitions-
papier finden sich viele Forderungen der
GBH und von UMWELT + BAUEN wieder.
Vor allem der Bereich „Leistbares Wohnen“
ist sehr eng an das Positionspapier der Ini-
tiative UMWELT + BAUEN angelehnt. Wie
stolz macht es, dass die Politik den Emp-
fehlungen der Initiative zu folgen scheint?

Josef Muchitsch: Ich bin sehr zufrieden,
dass die überparteiliche Arbeit der letzten
Jahre jetzt zu so einem positiven Ergebnis
geführt hat und sich viele Positionen im Ar-
beitsprogramm der Bundesregierung wie-
derfinden. Ich kenne kein Regierungs-
programm, das je so viele sozialpartner-
schaftliche Vorschläge aufgegriffen hat wie
das Papier der neuen Regierung. Wichtig
war, dass wir in den letzten Jahren immer
wieder den Kontakt zu Mitgliedern der Bun-

desregierung gesucht und gefunden
haben.

Affenzeller:Wie wichtig ist es, dass hier Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam
auftreten und so deutlich an einem Strang
ziehen?

Muchitsch: Wir sind zwar eine der ältesten
Gewerkschaften, aber im Denken und Han-
deln zählen wir sicher zu den Modernsten.
Wir haben uns verabschiedet vom Klassen-
kampf mit Trillerpfeifen und Transparenten.
Wir gehen davon aus, dass vernünftige
Menschen bei gemeinsamen Zielen auch
gemeinsame Wege und Lösungen finden.
Auch wenn es unterschiedliche Interessen
gibt, kann auf Krawalle verzichtet werden,
wenn sich Menschen gegenüber sitzen, die
die Grenzen des Anderen kennen. Bis auf

ganz wenige Ausnahmen gelingt dieses
Konzept sehr gut.

Affenzeller: Die Initiative hat 16 Mitglieder,
deren Interessen sich nicht immer decken.
Wie schwierig ist es, alle dazu zu bringen,
an einem Strang zu ziehen?

Muchitsch: Das ist nicht immer einfach,
entsprechend wichtig ist die Kommunika-
tion. Natürlich gibt es unterschiedliche
Standpunkte, die gilt es zu erörtern und
Kompromisse zu finden. Denn am Ende
des Tages muss immer die gemeinsame
Lösung stehen. Sonst hat eine Gruppie-
rung wie UMWELT + BAUEN keinen Sinn.
Aber natürlich ist es ab und zu nötig, das
Lasso auszupacken und einzelne Mitglie-
der wieder einzufangen, damit niemand
die Herde verlässt (lacht).

Nationalrat Josef Muchitsch, Chef
der Gewerkschaft Bau-Holz und
Sprecher der Initiative UMWELT +
BAUEN, über die nicht immer ein-
fache, aber sehr interessante Zu-
sammenarbeit in dieser vielfäl-
tigen Gruppe.

Das Interview führte Bernd Affenzeller vom BAUReport.

UMWELT + BAUEN: Eine Erfolgsgeschichte der GBH … 
t Die Gewerkschaft Bau-Holz ist zwar eine der ältesten Gewerkschaften, im Denken

und Handeln zählen wir aber zu den Modernsten. Abg. z. NR Josef Muchitsch, GBH-Bundesvorsitzender 

Manchmal muss man das Lasso auspacken!
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Große Aufmerksamkeit errang die Nachhaltigkeitsinitiative UMWELT + BAUEN bei einer Präsentation
in Bru ̈ssel. Der Vorsitzende der Baugewerkschaft, Nationalrat Josef Muchitsch, BIM Hans-Werner Frömmel
und Obmann-Stv. der Stein-Keramischen Industrie Mag. Robert Schmid stellten einem großen internationa-
len Publikum die Initiative vor. UMWELT + BAUEN hat mit seinen realisier- und finanzierbaren Konzepten
maßgeblich dazu beigetragen, dass der Bausektor halbwegs gut durch die Krise seit 2009 gekommen ist. 

UMWELT + BAUEN sichert und schafft Arbeitsplätze für unsere BAU-HOLZ Beschäftigten

UMWELT + BAUEN: Best-Practice-Beispiel für Europa …

Prominente Zuhörer und Befürworter von UMWELT + BAUEN auf EU-Ebene gab es mit den EU-Parlamentariern Othmar
Karas (ÖVP), Karin Kadenbach (SPÖ) und Jörg Leichtfried (SPÖ) auch bei der Lunch-Debatte im EU-Parlament. 

Höhepunkt war sicher die Podiumsdiskussion in der Ständigen Vertretung Österreichs in Brüssel. V. l. n r. Mag. Robert Schmid (Steine-
Keramik), Josef Muchitsch (GBH), Johannes Kübeck (Kleine Zeitung) und die EU-Abgeordneten Eveline Regner und Paul Rübig  

t Europa braucht einen Kurswechsel hin zu Wachstum
und Beschäftigung. Während Kanada oder Australien
wesentlich höhere Investitionsraten von bis zu 30
Prozent aufweisen, droht Europa den Anschluss
durch eine restriktive Wirtschaftspolitik zu verlieren.
Das europäische Bauvolumen wird laut Prognosen
des Bauforschungsnetzwerks Euro Construct 2014
nur um 0,9 Prozent zunehmen. Das ist zu wenig, des-
halb sind Maßnahmen zur Ankurbelung der Baukon-
junktur notwendig. Solche hat UMWELT + BAUEN
konzipiert und damit bereits große Erfolge erzielt.
Abg. z. NR Josef Muchitsch, GBH-Bundesvorsitzender 
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Mit Erstaunen vernahmen ExpertInnen diverser EU-Institutionen und anderer EU-Staaten, dass Wirtschaft
und Gewerkschaft in Österreich so eng zum beiderseitigen Vorteil zusammenarbeiten. Auch die EU-Abge-
ordneten Evelyn Regner, Jörg Leichtfried, Karin Kadenbach (SPÖ), Othmar Karas und Paul Rübig (ÖVP) sowie
die Generalsekretärin des EU-Gewerkschaftsbundes Bernadette Segol und Ulrich Paetzold vom europäischen
Bauverband waren dabei. Nun soll dieses österreichische Beispiel europaweit propagiert werden.

Bei drei Veranstaltungen wurde UMWELT + BAUEN in Brüssel erfolgreich präsentiert

UMWELT + BAUEN: Best-Practice-Beispiel für Europa …

Höhepunkt war sicher die Podiumsdiskussion in der Ständigen Vertretung Österreichs in Brüssel. V. l. n r. Mag. Robert Schmid (Steine-
Keramik), Josef Muchitsch (GBH), Johannes Kübeck (Kleine Zeitung) und die EU-Abgeordneten Eveline Regner und Paul Rübig  

Dank dem ÖGB-EU-Büro gab es einen tollen reibungs-
losen Ablauf bei allen drei Veranstaltungen in Brüssel

Auch Bernadette Segol war begeistert von UMWELT +
BAUEN und hofft auf „Nachahmer” auf EU-Ebene

Parallel zur Präsentation besuchte auch der GBH-Landesvorstand Steiermark die EU-Hauptstadt Brüssel. Am Foto mit dem steirischen EU-Abgeordneten Jörg Leichtfried  

t Wir brauchen in Europa mutige Investitionen in Infra-
strukturprojekte, um Beschäftigung zu schaffen. Ein
Wachstum unter 1,5 Prozent bedeutet Stillstand
und sichert und schafft so keine Arbeitsplätze.
Abg. z. NR Josef Muchitsch, GBH-Bundesvorsitzender 
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Baustoff- und Bauelemente-Erzeuger aus
unterschiedlichsten Bereichen haben
über die letzten 5 Jahre in Kooperation mit
der Donau Universität Krems (Depart-
ment für Bauen und Umwelt) Lösungen
für zukünftiges Bauen entwickelt. Nun
wurde im Zuge des Projektabschlusses
der Verein der Unternehmenspartner auf-
gelöst – mit einem erfreulichen Plus. Die
beteiligten Unternehmen haben sich in
der Folge geeinigt, den Betrag von 2.800

Euro dem „Unterstützungsfonds der Ge-
werkschaft Bau-Holz für in Not geratene
BauarbeiterInnen“ zur Verfügung zu stel-
len.

Der Vorsitzende des Fonds, GBH-BV Josef
Muchitsch, nahm den Betrag von Gernot
Brandweiner, GF des Verbandes Österrei-
chischer Beton- und Fertigteilwerke (VÖB)
und Vorsitzender des Vereins der Unter-
nehmenspartner, entgegen. 

Aktuelles rund um deine Gewerkschaft Bau-Holz!

Unter dem Motto „Wir bauen burgen-
ländisch” soll es stärkere Unter-
stützung für die regionale Wirtschaft
geben. 

Das Burgenland will mit einer in Österreich
einmaligen Initiative zur Auftragsvergabe
an heimische Betriebe die regionale Bau-
branche ankurbeln und Arbeitsplätze
schaffen. Abg. z. NR Josef Muchitsch: „Das
Burgenland ist das erste Bundesland, das
sämtliche Möglichkeiten ausschöpft, regio-
nal zu vergeben, und hat damit Vorbildwir-
kung. Auch die neue Bundesregierung hat
sich dazu im Arbeitsprogramm 2013–
2018 mit Best- vor Billigstbieterprinzip,
Steigerung der Beschäftigung mit Ziel der
Vollbeschäftigung mittels überdurch-
schnittlichem Wirtschaftswachstum in
Österreich und fairen Spielregeln für den
Wettbewerb klare Ziele gesetzt.”

Land Burgenland will heimische Baubranche stärken!

Baustofferzeuger unterstützen in Not
geratene BauarbeiterInnen

LH Hans Niessl präsentiert „Wir bauen burgenländisch” gemeinsam mit den Bausozialpartnern BIM Hans
Werner Frömmel und GBH-BV Abg z. NR Josef Muchitsch 

Hotel Tauernblick: 

Sicherheit wird bei uns
großgeschrieben!
Großes Augenmerk wird im Hotel Tau-
ernblick des Sozialwerks BAU-HOLZ in
Schladming auf die Sicherheit der
Gäste und Mitarbeiter gelegt. Damit
nichts passiert, wenn einmal etwas
passiert, absolvierten sämtliche Mitar-
beiterInnen des Hotels in insgesamt
27 Stunden eine umfassende Sicher-
heitsschulung, die einen vollen Erste-
Hilfe-Kurs, das Verhalten und Evakuie-
ren im Brandfall, das Retten aus dem
Lift und Hygieneschulungen umfasste.

Hoteldirektor Siegfried Harrer: „Alle
waren mit Begeisterung und großem
Einsatz dabei. Wir werden all diese
Schulungen jährlich auffrischen, damit
sich unsere Gäste auch weiterhin mit
Sicherheit bei uns wohlfühlen.“
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Aktuelles rund um deine Gewerkschaft Bau-Holz!

Heiße Diskussionen im Puls 4-Fernsehen:
In „Pro & Contra“ ging es um die Arbeits-
marktöffnung für Rumänien und Bulgarien. 

GBH-BV Josef Muchitsch stellte die Vermu-
tungen des ehemaligen Staatsoperndirek-
tors Ioan Holender richtig, es würden eben
die Besten aus dem Ausland geholt. Mu-
chitsch: „Derzeit werden nur die günstigs-
ten Bauarbeiter geholt, nicht die Besten!

Internationale Baugewerkschaft:
Muchitsch einstimmig in
den Weltrat gewählt

Beim Weltkongress der internationa-
len Bau- und Holzarbeitergewerkschaf-
ten (BHI) in Bangkok wurde der Chef
der österreichischen Gewerkschaft
Bau-Holz (GBH) Abg.z.NR Josef Mu-
chitsch von 860 Delegierten aus 133
Ländern mit 100 Prozent in den 30-
köpfigen Weltrat gewählt.Muchitsch:
„Wenn sich die Gewerkschaften nicht
stärker verbünden und gegen multina-
tionale Großkonzerne und neoliberale
Politik auftreten, wird es weltweit wei-
terhin soziale Rückschritte statt Fort-
schritte geben!“

Puls 4 „Pro/Contra” Diskussion zum Thema Arbeitsmarktöffnung: GBH-Bundes-
vorsitzender Abg. z. NR Josef Muchitsch war als Experte mit dabei! 

Deshalb müssen wir bei den Ausschreibun-
gen ansetzen, damit Aufträge an heimi-
sche Unternehmen mit heimischen
Beschäftigten vergeben werden können.
Wir haben derzeit 79.000 arbeitslose Bau-
arbeiter verschiedener Herkunft, die in
Österreich leben und hier ihre Abgaben
zahlen: Die müssen wir in Beschäftigung
bringen!“

Muchitsch bei Puls 4: Es darf nicht
sein, dass nur die „Billigsten” ge-
nommen werden!

Reinschauen lohnt sich!
Laufend aktuelle Informationen
rund um deine Gewerkschaft
Bau-Holz findest du auf unserer
Webpage: www.bau-holz.at! 

Brutto oder Netto? „Ehrlicher” Journalismus …
… sieht meiner Meinung nach anders
aus!

Journalisten brauchen Schlagzeilen. Die
meisten recherchieren dafür auch sehr
gründlich, um interessante Stories zu ver-
öffentlichen. „Schwarze Schafe” stellen
ihren Interviewpartnern aber Fallen. 

In so eine „Falle” tappte anscheinend auch
Eugen Freund – designierter Spitzenkan-
didat der SPÖ für die EU-Wahl. Dabei ging
es um seine Schätzung, dass ein Arbeiter
3.000 Euro brutto verdient – was für gut
ausgebildete Facharbeiter mit Zulagen

brutto durchaus zutrifft. Mehr hat es nicht
gebraucht: Es sind nur 1.616 Euro mit dem
Beisatz „netto” jaulten manche Journalis-
tInnen auf. Brutto? Netto? 

Da gibt’s doch, „dank“ der hohen Besteue-
rung der Einkommen in Österreich, gehö-
rige Unterschiede! Hätte man hier Brutto
mit Brutto verglichen, wäre das sicherlich
nicht einmal eine Kurzmeldung wert gewe-
sen! Leider nein!

Vielmehr wurden von den Medien Äpfel mit
Birnen verglichen, um künstliche Aufre-
gung erzeugen zu können und um eine

Story zu bekommen. Sogar wir bekommen
Anfragen, in den Chor der hämischen Kom-
mentare einzustimmen. Das tun wir nicht,
weil wir die Fairness hochhalten.

Eugen Freund war über viele Jahre Öster-
reichs Auslandsjournalist Nr. 1 und will nun
seine Erfahrungen zu Gunsten der Öster-
reicher in der EU einbringen – geben wir
ihm diese Chance! 

Ich denke, er hat es sich verdient.

Thomas TRABI, M.A.
Gewerkschaft Bau-Holz PRESSE

mediales „Schaufenster”mediales „Schaufenster”
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Fairplay statt Foulspiel – 
auch in der Arbeitswelt!
Die GBH-Landesorganisationen Kärnten,
Steiermark und Oberösterreich hielten am
24. und 25. Jänner ihre gemeinsame Ju-
gendkonferenz  im Bildungshaus der AK
Steiermark (OMAK) ab. 

Mit 50 TeilnehmerInnen war die Veranstal-
tung gut besucht und die Stimmung unter
den Jugendlichen hervorragend.

„Fairplay statt Foulspiel – auch in der
Arbeitswelt!“, ist die Botschaft der Ju-
gendlichen – die bei der Konferenz erarbei-
teten Forderungen werden bei der
GBH-Bundesjugendkonferenz im Mai als
Anträge eingebracht und weiter behandelt. 

In jedem Bundesland wurde ein Landes-
jugendteam gewählt. 

Alle Teams wurden mit großer Mehrheit
ausgestattet und werden die Landes-
jugendarbeit der nächsten Jahre lenken
und leiten. 

GBH-Bundesjugendsekretär Stefan Bartl:
„Ich gratuliere recht herzlich und hoffe auf
gute und spannende Zusammenarbeit."

Regionaljugendkonferenz Mitte voller Erfolg!

Jugendkonferenzen
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Abg. z. NR Josef Muchitsch, Chef der Bau-
gewerkschaft: „Leider ziehen dunkle Wol-
ken bei den Auftragsvergaben auf. Wenn
die ausschreibenden Stellen und Auftrag-
geber nicht endlich mehr Mut für rechts-
konforme Vergaben an heimische Betriebe
aufbringen, wird dieses Geld leider ins Aus-
land abwandern und nicht bei unseren Be-
schäftigten in Österreich ankommen.“

Steirische Firmen bekommen immer weni-
ger Aufträge, weil sowohl inländische wie
auch ausländische Firmen mit billigem
Fremdpersonal aus dem Ausland, auf-
grund der geringeren Lohnnebenkosten in
deren Herkunftsland, den Zuschlag be-
kommen. 

Muchitsch: „Dadurch ist die Arbeitslosigkeit
größtenteils ‚hausgemacht’. Nur ein Bei-
spiel: Bei einer Ausschreibung eines ge-
meinnützigen Wohnbauträgers ist die erste
steirische Baufirma mit Eigenpersonal auf
Platz 7 zu finden. Traurig, dass auch öffent-
liche Auftraggeber bei diesem legalen
Lohndumping mitmachen.“

Die Folgen sind, dass der Wettbewerb
unter den Betrieben und auch Beschäftig-
ten ständig „schärfer“ wird. Zusätzliche

neue Betriebe mit billigen Arbeitskräften
aus dem Ausland drängen auf den steiri-
schen Markt. Die Folgen: Die Arbeitslosig-
keit und das Lohn- und Sozialdumping
steigen und öffentliche Gelder sowie die
Wertschöpfung wandern ins Ausland ab. 

Die neue Bundesregierung hat diese Pro-
blematik erkannt. Änderungen im Bundes-
vergabegesetz und weitere Maßnahmen
bei der Bekämpfung von Lohn- und Sozial-
dumping sind im Arbeitsprogramm enthal-
ten. 

Bau-Holz Chef Muchitsch abschließend:
„Eine ehestmögliche Evaluierung des Bun-
desvergabegesetzes – Stichwort Best- vor
Billigstbieterprinzip – verschärfte Maßnah-
men und Strafen gegen Lohn- und 
Sozialdumping, neue Ausschreibungs-
richtlinien, welche Eigenpersonal, Lehr-
lingsausbildung, Beschäftigung älterer Ar-
beitnehmer und keine Subvergaben
vorsehen, müssen ehestmöglich umge-
setzt werden! Nur so können wir aktiv die
hohe Arbeitslosigkeit in Österreich be-
kämpfen.“

Aktuell wird in Wien das Doppelbudget für 2014 und 2015 verhandelt. Bereits im Budgetprovisorium 2014
wurden im Parlament zusätzliche Offensivmaßnahmen für Wohnungsneubau, Wasserschutzbauten, Betreu-
ungseinrichtungen für Kinder und Senioren sowie der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur zur Ankurbelung
unserer Wirtschaft und der Beschäftigung beschlossen. 

Steuergeld muss im Land bleiben!
Muchitsch fordert: Mehr Mut zu Vergaben an heimische Betriebe

Völlig unerwartet ist am 15.11.2013 Koll. Dietmar
Glatz mit 57 Jahren verstorben. 

Koll. Glatz war seit 2005 aktives Landesvorstands-
mitglied der GBH Steiermark und 2009/2010 auch
Mitglied des GBH-Bundesvorstandes.

Gewerkschaftlich tätig war Glatz bereits seit langem:
Seit 1977 Gewerkschaftsmitglied, wurde er 1988
in den Betriebsrat der Fa. Mayr Melnhof gewählt, 
wo er seit 2005 auch Betriebsratsvorsitzender war. 

Wir trauern mit seiner Familie!

t Jetzt geht es darum, dass die zusätzlichen Bauin-
vestitionen auch dort ankommen, wo sie benötigt
werden – nämlich bei den heimischen Unternehmen
und unseren Beschäftigten in Österreich. Anders
können wir die hohe Arbeitslosigkeit in Österreich
nicht in den Griff bekommen.                                   
Abg. z. NR Josef Muchitsch, GBH-Bundesvorsitzender 

Dietmar Glatz verstorben!



Ein Ersuchen des Verlages an den Brieftrag̈er:
Falls Sie diese Zeitschrift nicht zustellen können, teilen Sie uns bitte
hier den Grund und gegebenenfalls die neue oder richtige Anschrift mit

Straße/Gasse Haus-Nr./Stiege/Stock/Tür
/       /        /

Postleitzahl Ort HERZLICHEN DANK!
/     
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